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Verkündet
am 31* Januar 1952 Pieser, Justizangostellter 
als Urkundübeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s .  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der Ehefrau Klara v #  K f l H H P  geh • 
R D r *  H M B H H f s t r .  & 9

in

Klägerin, Berufungsklägerin gegenüber der 
Beklagten zu 1), Berufungsbeklagte gegenüber 
der Beklagten zu 2) und Revisionsklägerin,

Prozessbevollmächtigter': Rechtsanwalt Dr*
gegen
1* die Stadtgemeinde Duisburg, vertreten durch den Rat 

der Stadt Duisburg,
Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisions­
beklagte,

2. die Stadtkreispolizeibehörde Duisburg, vertreten 
durch den Polizeiausschuss, daselbst,

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisions­
beklagte,

- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.
hat der III* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
mündliche Verhandlung vom 24 o Januar 1952 unter Mitwirkung
des Senatsprä3identen Dr* Riese und der Bundesrichter
Dr* Pagendarm, Dr« Kleinewefers, Dz|̂  Bock und Rietschel * ✓ 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
1* Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 
30* Dezember 1950 hinsichtlich der Kostenentscheidung 
und, soweit es gegen die Beklagte zu 1) ergangen ist,
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aufgehoben« Auf die Berufung der Klägerin v/ird das Ur­
teil der 80 Zivilkammer des Landgerichts in Duisburg 
vom 4« Hai 1950 hinsichtlich der Kosterientscheidung 
aufgehoben und bezüglich der Beklagten zu 1) dahin ab­
geändert, dass der gegen sie gerichtete Klageanspruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt wird.

Insoweit wird die Sache zur'weiteren Verhandlung und 
Entscheidung über die Höhe des Anspruchs an das Landge­
richt zurückverwiesen.

m

Im übrigen v/ird die Revision zurückgewiesen. Die 
Kostenentscheidung für den gesamten Rechtsstreit bleibt 
dem Landgericht Vorbehalten.

Von Rechts wegen



Tatbestand»

Da die die Städte Duisburg und Ruhrort verbindende 
Oberbürgermeister-Lehr-Brücke durch Kriegseinwirkung 
teilweise zerstört worden war, liess die Beklagte zu 1) 
den .zerstörten- Brückenteil durch einen 120 m langen und 
1,50 m breiten Hotsteg ersetzen Zur Sicherheit des Ver­
kehrs wurde das Radfahren auf diesem Steg verboten und 
es wurden an den beiden Enden des Stegs deutlich sichtbare 
-childer mit der Aufschrift "Radfahren verboten" ange­
bracht*

Am 26o Oktober 1948 wurde die Klägerin auf diesem 
Steg kurz hinter dem Verbotsschild an der Ruhrorter Seite 
von einem nicht ermittelten von* hinten kommenden Radfahrer 
engefahren und zu Boden geworfen, wobei sie einen Ober­
schenkelbruch erlitt©

Die Klägerin nimmt die Beklagten für den ihr ent­
standenen Schaden in Anspruch. Sie hat ausgeführt, der 
Hotsteg sei entgegen den ausdrücklichen Verbot fortge­
setzt von Radfahrern befahren worden. Die Beklagten hätten 
ihre Verkehrssicherungs- und Dberwachungspflicht verletzt, 
da sie, obwohl ihnen diese Verkehrswidrigkeiten bekannt 
gewesen seien, keine geeigneten Gegenmassnahmen getroffen 
hätten, das unerlaubte Radfahren auf der Brücke zu unter­
binden. ,

• »

Sie hat Klage erhoben mit dem Antrag, die Beklagten 
als Gesamtschuldner zur Zahlung von 6100 DM nebst Zinsen 
zu verurteilen.
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Die Beklagten haben Klageabv/eisung beantragt*
Die Beklagte zu 1) hat ausgeführt, es sei nicht ihre Auf­
gabe, gegen verbotswidriges und verkehrsgefährdendes Ver­
halten von Rad- und .llotorradfahrern einzuschreiten« Dies 
sei Sache der Polizei* Die Beklagte zu 2) hat behauptet, . 
sie sei im Rahnen des Möglichen der mangelnden Verkehrs­
disziplin entgegengetreten, den Steg habe sie damals 
zweimal stündlich durch Polizeistreifen begehen lassen« 
..‘eitergehende liassnaiimen zu treffen, sei ihr bei dem 
ihr von der Uilitärregiorung zugestandenen geringen 
Personalbestand und den ihr anderweit obliegenden Auf­
gaben nicht möglich gewesen«

Das Landgericht hat die Klage gegen die Beklagte zu 
1) abgev/iesen und die Klage gegen die Beklagte zu 2) dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt*

Das Öberlandesgericht hat die Berufung der Xlägerin 
gegen dieses Urteil zurückgewiesen und auf die Berufung • 
der Beklagten zu 2) unter Abänderung des landgerichtlichen 
Urteils auch die gegen diese gerichtete' Klage abgewiesen*

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Revision einge­
legt mit dem Antrag, unter Aufhebung des Berufungsurteils 
die Berufung der Beklagten zu 2) zurückzuweisen und auf 
die Berufung der Klägerin das bezüglich der Beklagten zu 
1) ergangene Urteil abzuändem und den Klageanspruch; gegen 
die Beklagte zu 1) ebenfalls dem Grunde nach für gerecht- 
fjrtigt zu erklären*

Die Beklagten beantragen Zurückweisung der Revision«



Ent3chei dungsgründe:

Die Revision ist nur teilweise begründet»
f1«) Die Revision führt aus, das Berufungsgericht habe 

die Verkehrssicherungspflicht der Beklagten zu 1) zu eng 
beurteilt. Auch der Strassenbaupflichtige habe die er­
forderlichen Sicherungen zu treffen, v/enn er einen Fuss- 
gängerverkehr an Stellen eröffnet, an denen der ört­
lichen Lage nach eine missbräuchliche verkehrsgefährliche 
Benutzung durch Radfahren zu befürchten sei und auch tat­
sächlich stattfindet.

Das Berufungsgericht führt hierzu uhter Hinv/eis 
auf die Rechtsprechung des Reichsgerichts '(RG in JW 1911* 
759) zwar zutreffend aus, dass sich die dem Träger der 
Strassenbaulast obliegende Verkehrssicherungspflicht 
nicht auf das Tun und Treiben der auf der Strasse Ver­
kehrenden erstrecke, dass es vielmehr Sache der Polizei 
sei, diesem entgegenzutreten, wenn es die Sicherheit 
anderer Verkehrsteilnehmer gefährde. Es verkennt aber, 
dass im vorliegenden Pall die durch den verkehrsv/idri- 
gen Radfahrerverkehr auf der Brücke entstandene öeffihr7. . . .  h
dung der Pussgänger nicht nur auf die Radfahrer, son­
dern auch auf die Beschaffenheit der Brücke selbst zu­
rückzuführen ist. Der Verkehr auf der Brücke ist von 
der Beklagten zu 1) nur für Pussgänger eröffnet und 
freigegeben worden. Durch ihre geringe Breite von nur,
1,50 m und das Pehlen eines besonderen Pusssteiges stellte 
die Brücke schon infolge der Eigenart ihrer Bauweise 
eine Gefährdung der Pussgänger durch eine etvmige miss- ,
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bräuchliche Benutzung seitens der Radfahrer dar« Dem 
hatte die strassenbaupflichtige Beklagte zu 1) .schon 
hei der Eröffnung des Verkehrs Rechung zu tragen« Dies 
ist durch die blosse Aufstellung von Verbotsschildern 
nicht hinreichend geschehen« Jedenfalls wäre die Beklag­
te zu 1), nachdem sich herausgestellt hatte, dass die 
Verbotsschilder nicht genügten, um das unbefugte Radfah­
ren auf der Brücke zu verhindern, verpflichtet geweseri, 
durch weitere .EJassnahmen die Verkehrssicherheit der 
Fussgänger auf der Brücke zu gewährleisten« Dies hätte 
durch die Anbringung von Sperren oder Drehkreuzen be­
werkstelligt werden können« Solche Vorrichtungen zum 
Schutz der Fussgänger sind aber von der Beklagten nicht 
angebracht worden«

Diese Unterlassung war ursächlich für den Unfall
der Klägerin« Wären entsprechende Sperren errichtet
worden, so wären die Radfahrer gezwungen gewesen, am
Eingang der Brücke abzusteigen« Selbst wenn man davon
ausgehen wollte, dass ein Teil der Radfahrer hinter der

%

Sperre wieder aufgestiegen wäre, so wäre trotzdem der 
Unfall der Klägerin, der sich unmittelbar beim Beginn 
der Brücke abgespielt hatte, jedenfalls vermieden wor­
den.

Die Unterlassung der Beklagten zu 1) war auch 
schuldhaft. Sie wusste oder musste wissen', dass die 
Verbotsschilder und auch die von der Polizei getroffe­
nen Massnahmen nicht ausreichten, um dem Unfug des 
Radfahrens auf der Brücke entgegenzuwirken. Anstatt die 
ihr auch in der damaligen Zeit zumutbaren einfachen bau-
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lichen Hassnahmen gegen das missbräuchliche Befahren 
der Brücke durch Radfahrer zu ergreifen, unternahm 
sie nichts und liess den Bingen ihren Lauf« Badurch'. 
verletzte sie mindestens fahrlässig die ihr oblie­
gende Verkehrssicherungspflicht«

Ber Schadensersatzanspruch der Klägerin ist da- .
♦

her nach § 823 BGB gerechtfertigt« .

Bas gegen die Beklagte zu 1) ergangene Urteil 
des Berufungsgerichts v/ar daher aufzuheben und auf 
die Berufung der Klägerin der Klage unter Abänderung 
des ländgerichtlichen Urteils dem Grunde nach statt«̂ - 
zugeben« über die Höhe des klägerischen Anspruchs konn­
te mangels hinreichender Feststellungen noch nicht be­
funden werden« Insoweit war daher die Sache gemäss 
§ 338 Ziff 3 ZPO an das Landgericht zurückzuverweisen«

*

*♦
i

♦ *

ä

2«) Auf die weitere Rüge der Revision, das Beru- J
fungsgericht habe zu Unrecht eine' Amtspflichtver- : *
letzung der Beklagten zu 2) verneint, braucht nicht ein- 151
gegangen zu werden, da selbst dann, wenn eine Amtspflicht­
verletzung der Beklagten zu 2) vorliegen sollte, infolge der« 1 • •» * iVerurteilung der Beklagten zu 1) die Beklagte zu 2) na?h 
§ 839 Abs 1 Satz 2 BGB nicht in Anspruch genommen werden
könnte« -

. • . . ^

.<1
Ber Auffassung der Revision, die Verletzung der 

Sicherungspflicht des Strassenbaupflichtigen und die Ver­
letzung der Amtspflicht durch die Polizei könnten neben- i
einander bestehen, ohne dass die Haftung der Letzteren ’ <
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durch § 839 Abs 1 Satz 2 BGB gehindert, sei, kann nicht 
beigetreten werden« Die von der Revision angeführte 
Entscheidung des Reichsgerichts (RGZ 162, 273) lässt in 
ihrem letzten Satz (Seite 279) diese Präge völlig offen 
und kann deshalb zur Stützung der Ansicht der Revision 
nicht herangezogen werden« Das Reichsgericht hat viel­
mehr in ständiger Rechtsprechung bei zwei Ersatzpflich­
tigen nur dann die Berufung auf die Rechtswohltat dös §
839 Abs 1 Satz 2 BGB ausgeschlossen, wenn beide nach §
839 BGB in Anspruch genommen wurden, damit nicht das 
widersinnige Ergebnis entsteht, dass Jeder auf die Br- 
satzpflicht des anderen verweisen köhnte und der Ge­
schädigte infolgedessen überhaupt keinen Anspruch mehr 
hätte« (RG 51, 262; 85, 411$ 169, 320$ 170, 316 und in 
Warn 1915 Nr 140 und 1916 Nr 279)« Im vorliegenden Pall, 
wo die Beklagte zu 1) nur nach § 823 BGB haftet, eine 

Verweisung auf die Ersatzpflicht eines anderen also nicht 
möglich ist, entfällt daher der Grund dafür, der Beklag­
ten zu 2) ihr Recht, gemäss § 839 Abs 1 Satz 2 BGB auf die 
Ersatzansprüche gegen die Beklagte zu T) zu verweisen, abzu­
sprechen«

Die Revision der Klägerin war daher, soweit sich ihre 
Ansprüche gegen die Beklagte zu 2) richten, als unbegründet 
zurückzuweisen«

3o) Die Entscheidung über die Kosten des gesamten Rechts­
streits war dem Endurteil vofzubehalten« Die Höhe des An­
spruchs gegen die Beklagte zu 1) steht noch nicht fest«
Der Anspruch gegen die Beklagte zu 2) ist zwar endgül­
tig abgev/iesen worden, doch besteht, da beide Beklagten 
in allen Instanzen jeweils den gleichen Prozessbevollmäch­
tigten hatten, durch die Klage gegen die Beklagte zu 2)
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also im wesentlichen keine Mehrkosten entstanden sind, 
auch die Möglichkeit, der Klägerin insoweit nicht die 
Hälfte der Kosten, sondern nur die Mehrauslagen der 
Beklagten zu 2) aufzuerlegen* Die Entscheidung hier­
über erfolgt zweckmässigervveise ebenfalls erst durch 
das Endurteil«

Dr« Riese Dr« Pagendarm Dr« Kleinewefers
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